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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

betreffend das Abkommen über wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und 
der Bundesrepublik Deutschland 

vom 15. Dezember 1949 
- Nr. 392 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des 15. Ausschusses 


Entwurf 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Dem am 15. Dezember 1949 in 
Bonn Unterzeichneten Abkommen 
über wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit zwischen den Vereinigten 
Staaten von Amerika und der 
Bundesrepublik Deutschland wird 
zugestimmt. 

Artikel 11 

(1) Das Abkommen wird nach- 
stehend mit Gesetzeskraft ver- 
öffentlicht. 

(2) Der Tag, an dem es gemäß 
seinem Artikel XV in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekannt- 
zugeben. 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Unverändert. 


Artikel II 
Unverändert. 


Artikel III 

Die im Zusammenhang mit dem 
Abkommen der Bundesrepublik 
Deutschland entstandenen und noch 
entstehenden Vermögenswerte bil- 
den ein Sondervermögen des Bundes, 
auf das die Vorschriften der Reichs- 
haushaltsordnung Anwendung fin- 
den. Die Rechnungsprüfung erfolgt 
durch den Bundesrechnungshof. 



Entwurf 
Artikel III 

Der Bundesministcr für den 
Marshallplan wird ermäditigt, 
im Wege der Rechts Verordnung 
emäß Artikel II Absatz 1 des Ab- 
ommens Ausführungsbestimmun- 
gen über die Kontrolle der Ver- 
wendung der Hilfeleistungen dahin 
zu erlassen, daß die Einführer oder 
späteren Besitzer von Marshallplan- 
Waren verpflichtet werden, Aus- 
künfte zu erteilen, Bescheinigungen 
anerkannter Kontrollgesellschaften 
vorzulegen und Prüfungen der 
Handelsbüdier,der Geschäftspapiere 
und der Lagerbestände vornehmen 
zu lassen. Diese Ermächtigung um- 
faßt das Recht des Bundesmi- 
nisters, die Ausübung derbe- 
zei ebneten Befugnisse auf eine 
Waren re vi sion SSt eile ganz 
oder teilweise zu übertragen. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt mit dem Tag 
nach der Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 
Abschnitt IV 

Die Bundesregierung wird er- 
mächtigt, im Wege der Rechtsver- 
ordnung gemäß Artikel II Absatz 1 
des Abkommens Ausführungsbe- 
stimmungen über die Kontrolle der 
Verwendung der Hilfeleistungen 
dahin zu erlassen, daß die Einführer 
oder späteren Besitzer von Marshall- 
plan-Waren verpflichtet werden, 
Auskünfte zu erteilen, Bescheini- 
gungen anerkannter Kontrollge- 
sellsdiaften vorzulegen und Prü- 
fungen der Handelsbücher, der Ge- 
schäftspapiere und der Lagerbestän- 
de vornehmen zu lassen. Diese Er- 
mächtigung umfaßt das Recht der 
Bundesregierung, sich bei der Aus- 
übung derbezeichneten Befugnisse 
der Hilfe einer Warenrevisions- 
stelle zu bedienen. 


Artikel V 

Dieses Gesetz tritt mit dem Tag 
nach der Verkündung in Kraft. 



